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Warum wir die gutsherrliche Polizei und die

alte Kreisordnung nicht los werden können.

Fra en wir einmal die Landleute, besonders in un-

seren öålichenProvinzen, welches denn ihre Haupt-
eschwerden egen die jetzige Staatsverwaltung in

Betreff ihrer besonderenVerhältnisse sind; welcheAnt-
wort bekommen wir da? Nun, sie werden zuerst spre-
chen von dem wachsendenDrucke der Abgaben, von der

neuen Grund-: nnd Gebäudesteuer,von der alljährlich
steigendenKlassen-und Eintoininensteuer.sSie werden
dann sa en: die Wiedereinführungder dreijährigen
Diönstzei und dabei die Arn-mehr als dies-Hälfte gestie-

ene Auehebung nimmt uns einen guten Theil der

erbeitskrästeweg, mit denen wir doch auch das Geld

für dieerhöhtenSteuern verdienen sollen. Aber, wer-

den siehinzufügen,auch die Städte müssenan diesen
Lasten mittragen, wenn auch nicht ganz so schwerwie
wir. Dagegen liegt der Druck der gutsherrlichen
Polizei und der Druck einer nur schwer zu ertra-

genden Kreisordnung allein oder doch fast allein

aus unseren Schultern Dabei haben wir so ut wie

gar keine Gemeinde-Ordnung, und das Xenige,

svgs
wir von ihr haben, können wir auch nicht sehr

o en.

Wir haben über diese Beschwerdenuns schon vor

etwa einem halben Jahre ausgesprochen Wir haben
nicht nöthig, zu wiederholen, was wir damals sagten.
Denn wir haben jetzt wenigstens so viel erreicht,daß es

iemanden mehr im preußischenStaate giebt, der die

simshiskklkchePolizei, der die gegenwärtigeKreis-— und

. OWNER-Ordnungnoch ernstlich in Schutz nimmt. Es
Ist bannt melkikükdiganders geworden,als is noch vor kurzer
Zeit unr. Ort Art. 42 der Verfassungvom Bl. Jan, 1850
hülf-Edie SUiIhMZichePolizeiund die obrigleitlicheGewalt
der NitictgllisbiiIiZeE»OhneEutsclsädigung«aiifgeboben..
AbersechsJühlc ipsiek bewirkte die konservativePartei,
daB dies Stück der Verfassunggestrichenwurde. Da-

nglEll erklärte jetzt (es war in der Sitzung vom 6. Mai)
CJU fonistvativer Vlbklkokdnckelldchraf Bethusi -

syno, daß er fest bei der Meinung verharre, daß die

Jnserate

gutsherrliche Polizei aufgehoben werden müsse,
und zwar schondarum, weil dann die konservativePartei
mehr Vertrauen im Lande gewinnen würde. ——

Ferner hatten wir schon im März 1850 eine Kreis-
und Gemeindeordnnng, die trotz verschiedenerMän-
gel doch immerhin besser war, als die alten Einrichtun-
gen. Die damalige Regierung hatte sie im Namen des
Königs vorgeschlagen,die Landesoertretunghatte sie an-

genommen und der Kö.iig hatte sie in der Gesetzsamm-
lung und in allen Amtsblattern veilündigenlassen. Sie

entsprachim Ganzen und Großen allen gerechtenund

billigenWünschen Aber sie mißfielder konservativen
Partei und darum blieb sie aus dem Papier stehen,
bis sienach drei Jahren durch ein neues Gesetzförmlich
wieder aufgehoben und der ganze alte Zustand wieder
hergestellt wurde. Jetzt· dagegen (ebenfalls in der

Sitzung vom 6« Mai) erklärt ein anderer konserva-
tiver Abgeordneten der KöniglicherLandrath ist, der

Graf Eulenburg, daß es kaum irgend Deinen Gegen-
stand gebe, der vou so großerBedeutung wäre,und der

so allgemeinbesprochenund gewünschtwü de, als die

Verbesserung der gegenwärtigen Kreisordnung
Und der Gras BethusysHuc fügtehinzu: die gegen-
wärtige Kreis- und Polizeiordnung muß ,,voni
Prinzip an«, d. h- von Grund aus umgewandelt
werden. Sei st der Kommissarius der Regierng hatte
in der Kommissiondes Abgeordnetenhauseserklärt,daß
auch die Regierung an eine Verbesserung der

Kreisordnnug denke.
» .

Aber trotz aller dieser Erklärungen wird doch
Alles beim Alten bleiben, nnd wir werden eine

für das Land wohiihatsge Kreis-, Gemeinde-
und Polizeiordnung nicht-eher bekommen, als

bis der so schwer aus uns laninde Konflikt gelöstist
und damit der Fiiede im Lande wieder hergestellt ist«
Das ergiesstsich schon aus Fo1,-.«endeni:

Des Abgeordnete Präsident Leite, ein Mann. der

ais Päsident des Landes-—-Oetonmir-Kollegiumssich die

sisößtenVerdienste uni alle Zwei-e der Landwirihichsft
erworben hat, dieser im ganzen Lande verehrte Mann

hatte in Verbindung mit anderen freisinnigen Abgeord-



neten eine verbesserteKreisordnung und ein Gesetz
über die ländlichePolizeiverwaltungin den östlichen
Provinzen ein«ebracht. Diese Entwiirse waren es, über
welche das Abgeordnetenhausam 6. Mai verhandelte
Bei dieserVerhandlung geschahes, daßdie beiden kon-

servativen Abgeordneten sich v aussprachen, wie wir

vorher berichtethaben. Wären nun, wie man nach
diesenErklärungenhätte«vermuthen können,die Vor-

schlägedes Herrn Lette nicht blos von dem Abgeordneten-
bause, sondern auch von dem Herrenhause und von der
Re ierung angenommen worden, sowären die bisherigen
Ue elständebeseitigtgewesen, und das Land hätte eine

großeWohlthat selbst von der gegenwärtigenRegierung
empfangen- Auch waren ja diese Vorschlägesehr ge-
mäßigte Sie blieben theilweise sogar hinter den doch
wahrhaftig nichtdemokratischenGesetzenvon 1850 zurück.
Aber wir wiederholenes, sie wären gleichwohleine

großeWohlthat für das Land gewesen, und sicherlich
würdenalle liberalen Ab eordneten für dieselben ge-
stimmt haben Dennoch-. atte die Regierung erklärt,
daß sie auf eine Verbesserungder Kreisordnung in

dieser Art nicht eingehen;wiirde. Da wäre es denn

natürlicheine ganz vergeblicheund höchstunnützeArbeit

ewesen, wenn das Abgeordnetenhausauf eine ausführ-
licheBerathungund Beschlußfassungüber die Lette’schen
Vorschläge»;.sicheingelassenhätte. Es erklärte daher, daß
esjunter den obwaltenden politis den Verhält-
nis-sen nicht an der Zeit sei, über diese orschlägeeinen

Beschlußzu fassen. Der Herr Prasident Lette»selbst
war mit dieserErklärungeinverstanden Er sagtenämlich
mit Beziehungauf die Erklärungder Regierung: »Wir
können von diesem Ministerium nicht erwarten, daßes

auf eine Kreisordnung eingehe,die den
Bedürfnissen,den gegenwärtigen Zuständen und Ver-alt-

uissen des Landes genügt«
Aber wir müssennoch ausdrücklichhervorheben,daß

auch die konservativen Herren auf eine Berathung
nicht eingehenwollten. Der Grund, welchendie Herren
Grasen dafüranführten,war, daß der-Zwiespalt mit

der Regierung und dein Herrenhause ein Ein-

verständniß getrade über einen der allerwichtig-
sten Gegenstände der Gesetzgebung unmöglich
mache

Man vergessedabei«aber nicht, daß die Pläne, welche
eine großeAnzahl von Leuten bei einer Umänderung
der Kreis- und Gemeindeordnungim Sinne haben,keines-

weges ans eine wirklicheVerbesserunghinauslaufen Sie
denken vielmehr nur an eine scheinbare Verbesserung,
nämlich an eine solche, die die Herrschaftder Feudalen
über Kreis und Gemeinde und über das. ganze Land

wo möglichfür alle Zeiten befestigen soll. Vor solcher -

Art von Verbesserungbewahre uns der Himmel; aber
er wird uns nur dann davor bewahren, wenn wir

mit Standhaftigkeit und männlicheni Ernst an

Recht und Verfassung festhalten und an einer
auf wirklicher und wahrer Freiheit begründe-
ten Wiederherstellung des Friedens ini Lande
unermüdlich arbeiten.

Politische Wochenschau.
. Preußen»Die hervorragendsteDebatte im Abgeordneten-
hause hat wahrend der verflossenenWoche bei Gelegenheit
des Etats des Justizininisteriums stattgefunden Mit schar-
sen und ·eindringlichenWorten haben die Abgeordneten
v. Henuig, Lasker und Twesten alle Schädenaufgedeckt,
welche sie in der Justizverwaltung u bemerken glaubten·
Ganz besonders hat die aussührliche ede des Abgeordneten
Twesten einen großen Eindruck sowohl iin Abgeordneten-
hause selbst als auch im Publikum gemacht. ek Raum
unseres Blattes gestattet uns leider nicht, die Verhandlungen
in unserem Abgeordnetenhauseanders als in einer kurzen
Notiz unseren Lesern mitzutheilen, ein Abdruck einzelnerReden
oder einzelner Stellen aus Reden genießt aber, nach einein

Erkenntnissedes Ober-Tribunals, nicht den Schutz des § 38
des Preßgesetzes,nachwelchemwegen Referatenüber Kammer-
verhandlungenkeine Anklage erhoben werden kann. Niemals

habenwir dieses Erkenntnis; so bedauert als jetzt, wo es uns

)indert, einige der Hauptstellen aus der Rede des Ab eotd-
neten Twesten mitzutheilen. —- Außerdemwurde ein· cksetz
über die Gerichtsbarkeit, welche die preußischenKonsnln im
Auslande künftighinausüben können,angenommen.

Am Dienstag trat das Haus in die Berathung über den

Handelsvertrag zwischenOesterreich und dem Zollvekeiu,
Unsere Bedenken gegen diesen Vertrag kennen unsere Leser.
Bei den Verhandlungen wurde diesen Bedenken mit «roßeni
Nachdruck Ausdruck gegeben. Die Abgeordneten öwe-

Calbe, Schulge-Delitzch, Röpell und v. Hennig sprachen
mit großer D usführl· keit und«Gutschiedenheit ge«en. den-·
Vers-ca Sie wiesen aufs-die Gefahren hin, welche
nahme der Zolleinigungsklauselin sich birgt, und sie stellten
mit vollem Rechtedie Frage, ob wir irgendwiedie P licht
hätten,den Oesterreicherndie Kosten ihrer Grenzbewa ung
theilweiseabzunehmen, und sie dadur in der Aufrechthaltung
der hohen Zöllezu bestärken. s

Trotz em nahm die Kammer
mit .170 gegen 99 Stimmenden Vertrag an. Mö en die
Befürchtungen,welchewir hegen, grundlos sein, in gis aus
dem Art. 25 des Vertrages niemals der gefiirchteteNachtheif
erwachsen.

Mit Nächstemwird dem Hause auch ein Handelsvektkag
zwischendem Zollvereiii und Belgienvorgelegtwerden; gleiche
Verträge mit England und mit der Schweiz sollen folgen.
Auch ein Handelsvertragmit Jtalien ist in Aussicht genom-
men, stößt Jedochnoch bei einigen kleinen Staaten, welche

smsdKönigreich
Italien nicht anerkannt haben, auf Wider-

tan .

Die Kommission, welchedie Markte-Vorlage bera-

then hat, hat beschlossen,die geforderteAnleihevon

lzwölfMillionen Thalern einfach, ohne jede Resolution, abz»ule)nen.
Der Sinn dieser einfachen Ablehnung des Geleiö- Entwurfs
für die Anleihe ist, wie die »Libera"leKorrespondenz«mit

Recht hervorhebt, der eines flbsplUxeNMißtrauesnss
votunis gegen das Ministerium, wahrenddasselbedurch
die Form, in der es sein thxsehepskgeselzbegründethat«-ein
Vertrauensvotnm wenigstens sur»seine schlesweg- holltellliche
Politik verlangte. Wenn auch die großeMehrheit derFrom-

mission die preußischenForderungen,wie sie jetzt bekanntge-
worden sind, ihrem Wesen nach im preußischen,Deutschenund

schleswig-holsteinschenInteresse für begründeterachtete, so
mußte sie es doch ablehnen, eine, wenn auch mir indirekte

Villigung der schleswig-holsteinschenPolitik des Ministerinms
zu ertheilen, und noch weniger vermochte sie ein Vertrauen

auszudrücken-daß dieses Ministerium überhauptim Stande

sei, dieseForderungen zn realisirenl



«

o
·

o iominission hat beschlossen,bei dein

.ijUZlekclszäZåHäszeAnnahme zu ciiipfehlem»D as Hans
deklAbgeokdnetenwolle beschließen zii erklären,
die geschehen-e Entnahnie von-Geld-niit»telnaus

dem Staatsschatze ohne gesetzliche Ermachtigung
durch die Landesvertretuiig ist verfassungswidrig
und das Staatsministerium bleibt fur die entnommenen
Beträge verantwortlich. .

Die Regierunghat dein Abgeordnetenhauseaufs Reue

zwei Vorlagen gemacht, in denen sie die Bewilligung einer

Ziiisgarantie für neu zu erbauende Eisenbahnenverlangt.
Wir haben schon wiederholt Unsere Ansichtgegen eine jede
solcheBewilligung ausgesprochen.Wir sehen·dabei augen-
blicklichab von den vielen Bedenken, welchesichpom wuch-
schaftlichenStandpunkte egen das Zweckmaszigeeiner solchen
Zins arantie geltend machenlassen,»sonder·n»wirnehmennur

Rückicht auf den schweren Konflikt, welcherauf unserem
Vaterlande lasset· Derselbe muß«nothwendiggedeaußer-
ordentlicheGeldbewilligung als nicht zweckmaßigerscheinen
lassen,und wir sind über«eugt,daß diese Ueberzeugungim

Volke so fest Wut el gefchlagen»hat,daß die betroffenen
Landestheileohne nrren den kleinen, hoffentlich»bald vor-

übergehendenNachtheil, welcher aus dem nichtsogleich er-

folgenden Bau einer Eisenbahn fur sieerwachst,zu tragen
bereit sind, wenn sie hoffenkönnen,dadurchetwas zu»rBe-

s leunigiiiigder Beendigungdes Konfliktsbeitragenzulkonnen
ir können indieser eziehnngnur; immer wiederundwiederan

die freudigeZustimmungverweiseii,·welchegerade in der Provinz
Preußen der Beschlußdes vereinigten Landtages fand, durch
welchen derselben«dieGelder zum Bau der- Ostbabn ver-— «-

weigerte.
»

»Ernst- - ol »B» ern, .d.-S sen-.iv«ollenbeim
Bund been FässeranPdieundesssæimesurHolstein

n Lanenbur wel e seit ein Tode des -Köni·s FriedrichöoiiDänemarsruhtkhwiederbesetztwerden soll. Essoll dies

indirekt den Bund zu einer Anerkennung desHerzogsvon

AuliUstenburgalsHerzog von Schleswig-Holsteinfuhren. Es

hat jedochnicht den Anschein, als ob«es demFreunden des

Her ogs Friedrich gelingen würde, seine Sache gegen den
Wi en der preußischenRegierung durchzusetzen,obgleich es

wohl nicht bezweifeltwerden kann, daß unser getreuer Alliir-
ter, Oesterreich,die Bestrebungen Bayerns und Stachsens,
wenn nicht eradezu unterstützt,so doch mit sehr günstigen
Au en ausie t. Inzwischen hat der·Herzog Friedrich»sichbe-
inü)t, den Forderungen der preußischenRegierung so weit
entgegen zu kommen,als er es mit demInteresse Schleswig-
Holsteins für vereinbar hält. Es ist in dieser Beziehung der

Jnhalt der von ihm nach Berlin und Wien gesandtenDenk-
schriftveröffentlichtworden« Ganz besonders interessantist
in dieser Denkschrift,daß der Herzog hervorhebt, die in der

PWUßischeuDepesche voni 22. Februar d. aufgestellten
Forderungenwichen bedeutend von den Aeußerungeuab,
Welche,-HekkV— Bismarck iui September und Oktober v. J-
über die künftZeStellung der Herzogthünierzu Preußen ge-
maillt habe- le Anerbietungen,welche der Herzog in der

jetzigenDenffchriftzur Erzielung der Einheit macht, halten
danach ungefährdie Mitte zwischenjenen früherenAeußeriin-
gen und den Forderungen in der Depeschevom 22· Februar
d« J« Jene AuslassUUgeUim September und Oktober v. J.
Waren derart, das; Herr v. Ahlefeldtaussprechenkonnte, alles
voll Preußen(s)eivüuschtewerdesich leicht ordnen lassen, und

Herr v. Bismarck dagegen eine Verwendungfür die Inter-
essen Oder Rechte des Herzens in Aussichtstellte. Nach der

Rückkehr des Hex-n v. Bisinarck voii seiner Bade-

riise aus Frankreich, als der Herzog sein volles Ein-

verständnißmit den von dem Minister-Präsidentenentwickel-
ten Ansichten aussprechen ließ, nahm letzterer einen nahen
Abschlußkei- Jlugelcgenheitnicht in Aussicht-aber er Wollte

die nähereForm-inning der ixssixiißikiljieiiForderungendurch
die Fachininisterbewirken und Herrn r· Blisicseldt»mittheilen
lassen. Daran folgten dann die bekannten preußischen-Jor-
derungen, welche

in Wien als unauuehnibarbezeichnetwur-
den, und weise auch der Herzog Friedrich zum Ehell Mchl
annehmen zu können erklärt. -

Mecklenburg-Schwerin. Der Magistrat der -S»tadl
Ro stock hatte vor längererZeit ein Restript des Minister-I
von Oertzen, welches die Theilnahme am Nationalverein
verbot, als nicht maßgebendangesehen, und die Mitgliederdes
Vereins freigesprochen. Jetzt verlangt der Minister, der

Magistrat solle sein, eigenes Urtheil umstoßen,widrigenfalls
er 25 Mann Exekutionstruppen dem Bürgermeister in’s
Haus schickenwerde. Die Bürgerschafthat beschlossen,nicht
nachzugeben,sondern sest an ihrem Rechte zu halten. Ob
ihr allerdings der letzteAusweg, den sie ergreifen kann, die

Klagebei dem deutschen Bundestag, etwas helfen wird, das
muß man nach den gemachten Erfahrungen ernstlich bezwei-
feln, Fürs Erste, meinte ein Bürger, könne man ja die

Exekutionstruppenerwarten; habe man im vorigen Jahre
20,0»00Thlr. fur den Empfang des Großherzogsausgegeben,
so konne man Ietzt auch 20,000 Thlr. für Behauptung seines
Rechtes ausgeben.

«

Hannover. In der Lotteriefrage hat sich die erste
und zweite Kammer geeinigt: mit dem l. Januar 1866 wird
die Lotterie aus diesem Staate verschwinden.

Hcssen-Kassel. Die kurfürstlicheRegierunghat sich end-

lich entschlossen,dem Unwesen der öffentlichen Spiel-
banken ini Lande ein Ende zu machen. Jn Wilhelms-
bad ist diePacht nicht wieder erneuert worden, so daß daselbst
schon in diesemSommer nicht mehr gespielt wird, und in
Nenndors wird iin nächste-nJahre das Spiel zu Grabe ge-
tragen werden. Da die Regierung den Antrag auf Auf-
hebung der Spielbanken in Deutschlandbefürivortenwill, so
ist wohl anzunehmen, daßauch in Nauheim bald die Spiel-
hölle ein Ende haben wird. Jn Homburg wird das Spiel
mit dem Tode des Landgrafeii von Hessen-Homburg sein
Ende erreichen, indem alsdann dieses Ländchen an Hefer-
Darmstadt fällt, in welchemLande das Spiel verboten ist,
in Baden-Baden läuft der Kontrakt mit Benazet ini

nächstenJahre ab, und die Kauimern sowie die Regierung
von Baden haben beschlossen,denselben nicht zu erneuern.
Es bleibt alsdann in Deutschland nur noch die Regierung
von Nassan, welche aus dem öffentlichenHazardspiel,wie es

in Wiesbaden und Eins getrieben wird, eine Einnahme-
quelle iuacht.

,

Nassau. Die Neuwahleu für die zweite Kammerlocken
am Juni stattfinden Wie es heißt, hat ble. RCSLEVUUA
davon Abstand genommen, die liberalen VIPWEZUCIIUIIIUUSEU
polizeilichzu behindern. Ob sie dazu dlkkchdle Criahliunü
bewogen worden ist, daß dergleichenMaskellem doch Nichts
nützen,oder ob die Litbeitseiiistelluiigder ultramontanen Ab-

geordneten, durch welche diese die WeitereBerathung der

zweiten Kammer unmöglichgemacht hat, die Regierung»Er-
stimint hat, von einei-so·aussallenden Begünstigungderselben
abziiftehen,wissen wir xllchks »

Baden. Der Großherzoghat die Sitznngcii des Land-
tages durch eine Ausprachegeschlossen,in der er seineBesries
digung darüber-ausgedrückthat, wie viele niid wichtige
setze durch svkgsiiltigeBerathung zuni Abschlußgebracht sind,
und wie sehr es ihn freue, daß diese Gesetzebei deui badi-

schen Volke die Aufnahme und die Elliitwirtuiig gesunden



babe2:, ZIJEILUI Ti":?-:.T:--;·s:«;xiuigentsprechen und welcheihre
se-g-.-:i:.s··...;x)eiiErfolge bedingen. — Das wichtigsteGesetz,
welchesin der abgelaufenenSession erledigt wurde, ivar das

Gesetz über die Aufsichtsbehördenfür die konfessionellenVolks-
schulen. Die Anstrengungen, welche die ultramoutane Partei
gegen das Zustandekommen dieses Gesetzes gemacht hat, sind
bekannt; mit nicht genug zu rühmenderFestigkeit sind die

Kammern, sowie die Regierung diesen Uiiitrieben entgegen-
getreten.

Oesterkcich. Die Unterhandlungenzwischendem Papst
und dem König von Italien machen den Staatsmännern in
Wien ernstliche Sorge, und es ist nicht ganz unwahrschein-
lich, daß.inFolge dessendie Verminderung der Armee nicht in
dem Maße eintretenwird, wie es anfänglichbeschlossenwar.

Nordamerika. Die Regierung hat einen Preis auf den

Präsidenten der Rebellenstaaten gesetzt, weil sie die Beweise
habe, daß er bei dem Koinplott zur Ermordung Lincolns be-

theiligt war.

Ueberall im Lande bilden sichAuswanderuugs-Gesellschaften
nach Mexiko. Dieselben bestehenaus entlassenen Soldaten,
und es liegt auf der Hand, daß dieselbendie nationale Partei

sin Mexiko bei ihrem Kampfe zu unterstützenbeabsichtigen,
und somit dürfte wohl die letzte Stunde des jungen Kaiser-
reiches bald geschlagenhaben.

»Was ist es mit jedem Versprechungseide?«
so fragt ein Blatt, welches sich den Anschein giebt, als ob es

für die Politik der Regierung kämpfe,und dasselbefährt also
fort: »er hat seine Richtschnur und Schranke an der höheren
sittlichen Pflicht. Es ist möglich,ihn so zu forniuliren, daß
er unverfäuglichlautet, daß ihm aber doch die Deutung ge-

geben werden kann, nach welcher er die Verpflichtngzu einer

Pflichtverletzung in sich schließt. Jn diesem Fal e breche
ich den Eid wesentlich, wenn ich ihn buchstablich
halte. Die Frau schwörtdem Manne, ihm zu helfen und

ihn nicht zu verlassen, — ist es darum ihre beschworene
Pflicht, ihn aus Raub- und Mordwegen zu begleiten.«

Mein Gott, um was handelt es sich denn? So fra ten

wir uns, als wir bis zu diesem Satz gelesen hatten. s er

ehelicheEid geht ja doch nur dahin: daß die Frau dein Mann

in allem Guten zu folgen nnd ihn unterstützensolle, das

braucht doch nicht erst ausgesprochenzu werden! Als wir

aber weiter lasen, da waren wir nochmehrerstaunt zu finden,
daß dieser Satz als Vertheidigung für einen Fürsten dienen

sollte, der die von ihm beschworene Verfassungzu brechen
geneigt wäre. Das reaktionäre Blatt übersiehtbei seiner
Darstellung gänzlich,daß der Versprechungseid, welchender

Fürst auf die Landesverfassnngbei seinem Regierungsantritt
zu leisten hat, ganz bestimmt lautet, er geht in Preußen

z. B. dahin, daß der König schwört:»gemäs3der Verfassung
und in liebereinstimitiung mit den Landesgesetzenregieren zu
wollen.

« Bevor er den Schwur ablegt, kann er genau prü-
fen, was für Pflichten ihm aus demselbenin Zukunft er-

wachsen· Die Versassllngsllkkllndcjtdas höchsteGesetz des

Landes, das wohl auf dem gesetzlichvorgeschriebenen Wege
abgeändert,aber niemals ohne Verletzung aller ien TlJlenschen
als heilig geltenden Sittengesetze gebrochenwerden kann. Es

zeigt von einer unglaublichen BegrlltsvckwlkkllngiDAB Man

die Voraussetzung hegen kann, dieses·oberste «Landesgesetz
könne, wenn es getreu nnd buchstäblichausgeführt würde,
irgend welche gefährlicheoder gar ähnlicheFolgen wie Raub

und Mord haben. »

Woher nimmt denn die Obrigkeit nberhaupt
das Recht her, die Uebertreter der Gesetze zu

strafen? Doch allein ans der Voraussetzung, daß
sie selbst dieselben strenge beachtet und dem Volke

in·der Erfüllung dieser ihrer vornehmsten Pflicht
initvguteni Beispiele vorangeht.

Wenn-irgendwo die Mahnung des erwähntenBlattes

Platz greifen und ein Fürst seine eigeneEinsichthöherstellen
sollte, als das von ihm selbst beschworene Landesgesetzund
dies letztere brechenwürde, was wäre die Folge? Er würde
sich den Boden seiner Macht selbst unter den Füßen fort-
ziehen nnd sich selbstaußerhalbdes Gesetzes stellen, also auch
den Schutz verlieren, welchen ihm die Gesetze bis dahin ge;
währteii.

Wir können·nicht glauben, daß irgend ein deutscherFürst
so wahnsinnig sein und sichsolcherSelbstveriiichtung schuldig
machen sollte. Wie es aber möglichist, daß solchennsittliche
Lehren, wie die von uns angeführten,bei uns gedruckt
werden können,.daskönnen wir nicht verstehen.

»

« »
SprechsaaL

·

Die in Berlin erscheinende NorddeutscheAllgemeine Zei-
tung, welche allgemein als das Or an unseres Ministerium-;
gilt, will ihren Lesern einen Begriff von demjenigen Theile
des »Volkes« geben, welches die Herren Abgeordneten von

der Fortschrittspartei repräsentiren, um von den Mandanten
auf die Mandatare zu schließen,und druckt zu diesem Zweck
die von uns in Nr. 19 unseres Blattes gegebeneZusammen-
stellung dessen ab, was die Militärvorlage der Regierung
fordert. Wir können über diese Verbreitung, welche das

ofsiziöseBlatt dadurch unserer AuffassungdieserFrage giebt,
nur sehr erfreut sein. Wenn das Blatt sich ,natürlich«nicht
mit einer Widerlegung dieser ,,eigenthünilichenAnschauungen
über die Armeereorganisation« aufhalten will-. so finden-wir
dies ganz erklärlich, denn der Schreiber jener Worte wird

wohl die Unmöglichkeiteiner Widerleguiigso klar eingesehen
haben, daßer daran verzweifelte,Gründe dagegen anzuführen,
welche selbst dem gläubigstenLeser eines offiziösenBlattes

genügenwürden.
——Von einem unserer Leser-,einem Schul en iu Westpreußeu,

erhalten wir eine Zuschrift, aus der wir iers folgende Stelle

mittheilen:
,,Hei«zlichenDank sage ichJhiien für die mir zugeschickten

Kammerberichte, aber bis jetzt habe ich dieselbennoch nicht
genau studiren können, weil ich durch das vorstehend Er-

wähnte immer behindert worden bin.

Die Wegeordnung giebt den kreisständischenVersamm-
lungen viel Recht in die Hand; das wäre schon gut, wenn

eine bessereKreisordnungwäre, aber bei der jetzigenKreis-

ordnung ist, wie Sie ja wissen, nicht viel zu hoffen, und

hoffentlichwirddas Abgeordnetenhausdieselbe Vorlage noch
viel verbessern.

Am 16. März war Kreistag, Und waren in dem Etat
für 1865 50 Thlr. für Druck-kostendes Kreisblattsinebr·wie
in den Vorjahren angesetzt (das KreikblattMlhalkMk Emlget

Zeit immer den politischenArtikel»ivorttich,welcherim Amts-

blatt steht). Jch bemerkte, dazu UZNEDaskalsblatt Nicht»da-
wer diesen Artikel lesen wollte·,konne ihn im Anitslslatt»lesen,
worauf mir der Landrath erivi·ederte,er hätte die Verfsigung
von der Regierung, diese ArtikelamKreisblatt zu veröffent-

lichen. Jch entgegnete, daß Es sich aber daruns handle,«i«ver
das Geld dazu bewilligen und geben müsse; bei der Abstim-

ninng wurde jedoch der Etat ruhig angenommen und Alles
bewilligt· Da sehen Sie, daß man zu derartigenArtikelm
so wenig man ihnen auch Geschmackabgewinnen mag, noch
selbst das Geld aus der Tasche init zahlen Muß.«

Drua und Verlag von Franz Duncker tu Berlin. —- Berantwortlicher Redakteur und Herausgehen Dr. G. Lewinftein in Berlin-


